
 Lebendige Demokratie statt Konsensualismus

Ein Staatsrat, der Gesetze mitformu-
liert und im Konfliktfall auch interpre-
tiert. Eine politische  die als
Konsensualismus beschrieben werden
kann. Wesentliche politische Entschei-
dungen, die nicht im Parlament, son-
dern in der  oder im Wirt-
schafts- und Sozialrat getroffen wer-
den. Die Aufzählung der Charakteristi-
ka der Luxemburger Gesellschaft
könnte fortgesetzt werden.

Der Mouvement Ecologique vertritt den
Standpunkt, daß eine Demokratisie-
rung unserer Gesellschaft unumgäng-
lich ist, u.a. um eine Ökologisierung
herbeizuführen. Als Schwerpunkte sind
die Demokratisierung verschiedener
Institutionen (insbesonders dem
Staatsrat), den Zugang des Bürgers zu
Informationen, sowie die politische
Sozialisation anzusehen.
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Politische Bildung, Voraus-
setzung einer lebendigen
Demokratie

- Demokratisches Verhalten ist nicht
angeboren, sondern eine
Errungenschaft. Es bedingt soziale

 die erlernt werden
müssen und die in engem Zusammen-
hang mit den in einer Gesellschaft geleb-
ten oder angestrebten Werte zu sehen
sind.

- Politische Sozialisation findet statt, ob
man will oder nicht. In Ermangelung
einer bewußt angestrebten politischen
Bildung (z.B. im Rahmen der
bleibt sie dem Zufall überlassen. Soziale
Unterschiede und Ungerechtigkeiten
sowie Machtstrukturen werden so
zementiert.

- Eine Erhöhung der politischen (Hand-
 Kompetenzen der Bürger führt zu

einem erhöhten Wunsch nach Beteili-
gung an Entscheidungsprozessen. Dies
führt unweigerlich zu einer Demokratisie-
rung der Gesellschaft, bei gleichzeitig
verminderter  gegenüber
populistischen Strömungen.

Das Verständnis der Zusammenhänge in
einer Gesellschaft ist Voraussetzung für
ein verstärktes Interesse an der

Konkrete Maßnahmen zur
politischen Bildung und
Information

Unter der Verantwortung des Staatsmini-
steriums sollten in der kommenden
Legislaturperiode folgende Maßnahmen
in die Wege geleitet werden:

- Herbeiführen von
Diskussionen in den Medien sowie im
Rahmen von gezielten Veranstaltungen:
An den Diskussionen sollten nicht nur
Parteipolitiker beteiligt sein, zudem soll-
ten sie im Sinne einer politischen Bil-
dung und Förderung der
auch innerhalb der Schulen (während
den Schulstunden!) organisiert werden.
Schule darf nicht länger ein apolitischer
Raum sein! Politisches Engagement der
Schüler soll nicht kritisch überwacht,
sondern aktiv gefördert werden!

- Übertragung der Sitzungen der Abge-
ordnetenkammer im Radio und/oder

Fernsehen:
Besonders wichtige Sitzungen  zu
günstigen Zeiten im «Hei  ausge-
strahlt werden. Die voraussehbaren Pro-
bleme  der Sitzungen, Festle-
gung der Sendezeiten usw.) sollten
dabei nicht als Vorwand mißbraucht wer-
den, diesen Weg nicht zu beschreiten.
Eine Übertragung der Sitzungen dürfte
auch erheblich zur Aufwertung des Par-
laments

- Ausführliche Berichte via Radio über
die Sitzungen der Abgeordnetenkam-
mer, über den Regierungsrat sowie über
kontradiktorische Diskussionen in den
wichtigsten Sprachen der des Luxembur-
gischen nicht mächtigen Bürger sind
zudem ein unerläßlicher Aspekt einer
gezielten politischen Bildung.

- Einrichten von  stellen mit Doku-
menten der Regierung, des Parlaments,
des Staatsrates sowie der Ministerien
und Verwaltungen (eine Art «Office des

Es ist nicht länger hinzunehmen, daß die
 die Stel-

lungnahmen der beratenden Gremien,
die Berichte der
des  die Berichte
der einzelnen Ministerien, offizielle Stu-
dien, die im Auftrag der Behörden erstellt
werden usw. nicht jedem Bürger ohne
offizielle Anfrage und ohne erniedrigen-
des Herumirren in den Labyrinthen der
staatlichen Bürokratie zugänglich sind.

Förderung der Beteiligung
der Bürger an politischen
Entscheidungsprozessen

- Ein zu gründendes (zeitlich befristetes,
parastaatliches) Gremium soll die geeig-
neten Instrumente zur Verbesserung der
politischen Meinungsbildung und Partizi-
pation in der besonderen Situation
Luxemburgs vorschlagen und - nach
Annahme durch das Parlament - die
Umsetzung dieser  koordinieren.

In diesem Zusammenhang sollte berück-
sichtigt werden, daß ein Großteil der
Bürger dieses Landes die Luxemburger
Nationalität nicht hat, jedoch das europä-
ische und das Gemeindewahlrecht besit-
zen (werden). Nicht-Luxemburger soll-
ten, bloß weil sie das allgemeine Wahl-
recht nicht haben, jedoch nicht aus dem
nationalen politischen Leben ausge-
schlossen

- Einer Integration der  Bil-
dung in die Lehrpläne aller Schulen

kommt eine oberste Priorität zu. Hierbei
geht es nicht nur um die Vermittlung von
politischem Wissen (etwa Gewaltentei-
lung, Gesetzgebungsprozeß, Befugnisse
der Institutionen  sondern vor
allem um das Erlernen von
Handlungskompetenzen und um erste
konkrete politische Erfahrungen: Demo-
kratie muß von Kind an erfahrbar sein.

Schulinhalte, Schulstrukturen und schuli-
sches Zusammenleben dürfen nicht län-
ger entpolitisiert bleiben, wenn Schule

 Bildung betreiben soll.

Ohne demokratisch gewählte Schüler-
vertretung, die reelle Mitbestimmungs-
und  in relevanten
Bereichen besitzen (und so
nisse verbuchen können), ist eine politi-
sche Sozialisation im Kompetenzbereich
der Schule kaum mehr als ein Alibi. Wei-
tere Möglichkeiten sind die Organisation
von kontradiktorischen Diskussionen
durch diese Schülervertretungen, z.B.
über Problembereiche, die für die
Jugendlichen relevant sind, sowie das
Zulassen (und die Unterstützung) sei-
tens der Direktion und der Lehrerschaft
von politischen Aktivitäten.

 Erziehungs- und Innenministerium soll-
ten eine gezielte Politik zur Förderung
der  Bildung und Partizipation
als  Auftrag übernehmen. Die
politische Bildung darf sich nicht auf die
Schulen beschränken, sondern muß
eine permanente Aufforderung zum Ein-
mischen darstellen.

Dabei sind u.a. auch  Fragestel-
lungen zu berücksichtigen:

* Wie können die Nicht-Luxemburger zu
mehr Partizipation auf Gemeindeebene
bewegt werden?
* Wie kann das Interesse an der Politik
der Europäischen Gemeinschaft ver-
stärkt werden (Interesse nicht verwech-
seln mit
* Wie kann die Wahrung der Interessen
der Eltern  Rahmen der Schulstruktu-
ren verbessert werden?

In diesem Zusammenhang muß jedoch
unbedingt darauf hingewiesen werden,
daß politische Bildung in diesem Sinne
nicht mit Werbung für bestimmte politi-
sche Positionen verwechselt werden
darf. So ist die sogenannte Informations-
kampagne, die zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung des Maastrichtsabkommens
im Auftrag der Regierung durchgeführt
wurde, nicht als politische Bildung in
unserem Sinne zu verstehen, sondern
als reine Werbung für den politischen
Standpunkt der Regierung.



Politische Bildung  die Fähigkeit des
Bürgers zu einem eigenen politischen
Urteil zu kommen, sowie die Fähigkei-
ten, den Willen und das Selbstvertrauen
sich für diesen Standpunkt einzusetzen,
verbessern. Auch wenn dies nicht den
Regierungsinteressen entspricht!

Da eine Regierung sich immer im Span-
nungsfeld der Wahrung ihrer eigenen
kurzfristigen politischen Interessen sowie
der langfristigen Interessen der Demo-
kratie bewegt, ist eine kritische Überwa-
chung der Politik auf diesem Gebiet von
größter Wichtigkeit.

Freier Zugang zu Informa-
tionen aus dem Umwelt-
bereich

Die aktive Beteiligung der Bürger am
politischen Geschehen und entspre-
chend eine lebendige Demokratie hän-
gen nicht  auch davon ab, inwie-
fern interessierten Bürgern allgemeine
Informationen der staatlichen Verwaltun-
gen, Gemeinden u.a.m. zugänglich sind.

Luxemburg verfügt seit 1982 über ein
Gesetz betreffend den freien Zugang zu
Informationen aus dem Umweltbereich
und das Klagerecht der Umweltschutzor-
ganisationen (Gesetz vom 10. August
1992). Diese Tatsache mag jedoch in
keiner Weise darüber hinwegtäuschen,
daß die Informationspolitik im allgemei-
nen in Luxemburg noch sehr im Argen
liegt.

Zu bemängeln - und seitens der näch-
sten Regierung unbedingt durch eine
Überarbeitung des bestehenden Geset-
zes zu verbessern - sind vor
gende Aspekte:

- Das derzeitige  rojekt bezieht
sich ausschließlich auf Fragen des
Umweltschutzes. In Amerika und in Hol-
land (seit 1980!) gibt es allerdings seit
Jahren eine weitaus demokratischere
und weitreichendere Gesetzgebung

 of information  als in
unserem Land.

Diese regeln, daß dem Bürger (mit
gewissen, sehr begrenzten Einschrän-
kungen) alle Dokumente der diversen
Aktivitätsbereiche des Staates / der
Kommunen zur Verfügung stehen müs-
sen, welche ihn interessieren. Dies aus
der Logik heraus, daß der Staatsapparat
im Dienste des Bürgers steht und die-
sem somit auch prinzipiell alle Unterla-
gen zugänglich sein müssen.

Beide Gesetzgebungen haben sich in
der Praxis mehr denn bewährt: es kam
nicht zu übertriebenen und unberechtig-
ten Nachfragen der Bürger - vielmehr
wurde das Interesse an der

 eindeutig gefördert.

Dem Justizministerium obliegt die Ver-
antwortung einen derartigen «freedom of
information act» auszuarbeiten und in
die Praxis umzusetzen.

- Die EG-Direktive, auf der die derzeitige
Luxemburger Gesetzgebung beruht, sah
zudem vor, daß neben einer passiven
Politik der öffentlichen Instanzen (d.h.
zur Verfügung stellen von Informationen
auf Nachfrage) eine aktive Politik in die
Wege geleitet werden sollte. Leider
wurde diese Vorgabe der EG in der
Luxemburger Gesetzgebung ausgeklam-
mert.

Dabei ist gerade eine offensive Politik
von größter Bedeutung. Denn was nutzt
z.B. dem Bürger das Recht Informatio-
nen und Unterlagen nachzufragen, wenn
er nicht über deren Existenz informiert
ist?

Somit drängt sich - seitens aller Ministe-
rien - eine weitaus offensivere Informa-

 auf. Es kann und darf auch
nicht sein, daß z.B. die Information über
die Arbeit der unterschiedlichen Ministe-

 auf die unattraktiven
 beschränkt bleibt sowie die

Arbeit der Abgeordnetenkammer ledig-
lich in Form der zu langatmigen Sit-
zungsberichte wiederzufinden ist.

Außerdem weist das derzeitige Gesetz
betreffend den Zugang zu Informationen
zahlreiche Schwachstellen auf, die es in
einem Luxemburger «freedom of infor-
mation act» zu bereinigen gäite (z.B.
Rekursmöglichkeiten der Bürger, Form
der Nachfrage und Veröffentlichung der
Information, Frist zum Erteilen der Infor-
mation - genaueres hierzu ist in der dies-

 Stellungnahme des Mouve-
 Ecologique nachzulesen).

Eine Demokratisierung des
Staatsrates darf nicht län-
ger hinausgezögert werden

Die derzeitige Organisationsstruktur des
Staatsrates - in seiner Funktion als 2.
Kammer und  letzte Instanz in admini-
strativen Fragen - ist in unserem demo-
kratischen Rechtsstaat aus vielerlei
Überlegungen heraus nicht mehr trag-
bar.

Der Streitsachenausschuß kann aus
Umweltsicht kaum als
Gerichtsinstanz betrachtet werden und
fällt ökologisch umstrittene Urteile.

Der Staatsrat als zweite Kammer seiner-
seits
- setzt sich mit Konsequenz ausschließ-
lich für einen defensiven Umweltschutz
ein;
- geht in seinen Stellungnahmen von
Gesetzesprojekten, die eine direkte wirt-
schaftliche Inzidenz haben, systematisch
nicht auf die Anforderungen eines effi-
zienten Umweltschutzes ein;
- ignoriert in frappanter Weise die Unter-
schiede zwischen  und privatwirt-
schaftlichen Interessen und plädiert in
der Regel für das Primat kurzfristiger

 Überlegungen,
- verkennt in einer bedenklichen Art und
Weise die Gefahren der Umweltbela-
stungen.

Somit kann der Staatsrat wohl kaum als
objektives Gremium betrachtet werden,
das die unterschiedlichen
(z.B.  / Volkswirtschaft / Privat-
wirtschaft ) objektiv abwägen würde.
Seine Stellungnahmen tragen zudem
derzeit kaum den gesellschaftlichen Ent-

 z.B. betreffend dem steigen-
den Umweltbewußtsein, Rechnung.

Der Staatsrat ist schlichtweg kein Spie-
 der vielfältigen gesellschaftlichen

 und Meinungen.

Deshalb drängt sich kurzfristig die
bereits in der vergangenen Legislaturpe-
riode versprochene Reform des Staats-
rates auf.

Diese  folgenden Aspekten Rech-
nung tragen:

- Formale Trennung von politischer und
juristischer Funktion
- Veränderte Zusammensetzung des
Streitsachenausschusses des Staatsra-
tes (Zusammensetzung aus Berufsrich-
tern)
- Auswogenere Zusammensetzung des
Staatsrates: Hierbei  folgenden Fra-
gestellungen Rechnung getragen wer-
den:

* Wie kann eine stärkere gesell-
schaftspolitische  des
Staatsrates gewährleistet werden?

* Wie kann die demokratische
Legitimierung des Staatsrates verstärkt
werden, was den
anbelangt?

* Müßten nicht systematisch
Doppelfunktionen  ver-
sus hohe Funktion in Staatsverwaltun-
gen, Berufsvertretungen, Wirtschafts-
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und  auch aus Effizienzgrün-
den vermieden werden?

* Dürfen weiterhin hohe Staats-
beamte, die z.B. bei der Ausarbeitung
eines  Projektes mehr oder
weniger direkt beteiligt waren, Mitglied
im Staatsrat und gegebenenfalls Verfas-
ser dessen Gutachten sein?

* Sollte nicht eine
der Beteiligung der Mitglieder des
Staatsrates an privaten Gesellschaften
erfolgen?

* Warum nicht auch sicherstel-
 daß Mitglieder des Staatsrates, bei

bestimmten Gesetzesgutachten, auf-

grund ihrer Befangenheit, keine Stellung-
nahme abgeben dürfen?

* Sollte nicht auch eine Begren-
zung der Entscheidungsbefugnis des
Streitsachen-Ausschusses erfolgen?

Konsequente Anwendung
des

Das Subsidiaritätsprinzip ist ein erklärtes
 der Luxemburger Parteien: dieses

heere Ziel darf allerdings nicht
auf das Verhältnis EG / Luxemburg

beschränkt sein, sondern muß einen
konkreten Ausdruck auch in der Luxem-
burger Politik, und nicht zuletzt betref-
fend Finanzfragen, finden. So wäre es
sonder Zweifel einer dynamischeren
Politik förderlich, wenn die Verwaltung
bestimmter Staatsgelder dezentralisiert
würde: es ist effizienter wenn Gelder
auch vor Ort, dort wo sie konkret einge-
setzt werden sollen, verwaltet werden,
als wenn dies von einer staatlichen
Dienststelle aus sichergestellt wird.

Forderungen
des Mouvement
Ecologique

1. Förderung der politischen Bildung
und der  der Bürger an
Diskussionsprozessen und Entschei-
dungen.

2. Verallgemeinerung der Bestim-
mungen des Gesetzes betreffend
den freien Zugang zu Informationen
im Umweltbereich auf alle anderen
Bereiche.

3. Grundlegende Reform des Staats-
rates als zweite Kammer.

4. Konsequente Anwendung des
Subsidiaritätsprinzips: der Staat sollte
Aufgaben, die von nicht-staatlicher
Seite effizienter oder  über-
nommen werden können, an diese
übertragen.



U Politik «von unten»

Eine Demokratie lebt von den aktiven
 der

Konkrete Bürgerbe-

 zu vermeiden und eine

 Vor welchen
Problemen  z.B. Luxemburg

 Bürger
 Bau eines Atomkraftwerkes auf

Luxemburger

 den Bürgern
 6 Jahre

 des Landes in
Hände» zu geben.

So wohlwollend  diese Tatsache
der Theorie von so manchem Politi-

ker auch anerkannt wird, so

denstellend ist hingegen  theoreti-
 und praktische Anerkennung die-

ses Prinzips.

Es entsteht vielmehr manchmal der

Kreise  Mitgliedschaft in einer Partei
quasi als Voraussetzung für
schaftliche Mitwirkungsmöglichkeiten
angesehen würde.

Was heißen denn Parteislogans wie
 an

nicht  konkreten die direkte Demo-
 gefördert wird?

 Bereitschaft der verantwortlichen
 engagierten Bürgern eine akti-

 zu ermöglichen, hängt
 ab,

Staat bereit ist, die Arbeit auch
«neuer  Organisationen (im
ökologischen, aber auch im sozialen

 konkret zu unterstützen



 UMWELTSCHUZBEWEGUNGEN

l Klagerecht der Umwelt-
schutzorganisationen im

 Bereich
Aufgrund eines  des Streitsa-
chen-Ausschusses des Staatsrates ver-
fügen die anerkannten Umweltschutzor-
ganisationen derzeit nicht  über
Klagemöglichkeiten im administrativen
Bereich. D.h. im Klartext: vor allem bei
wichtigen Fragestellungen, die die Allge-
meinheit betreffen, wird in Zukunft kaum
noch ein Bürger oder Umweltschutzbe-
wegung klagen können. Ein Abersinn,
der einem demokratischen Rechtsstaat

 unwürdig ist.
In Belgien und Frankreich verfügen übri-
gens die Umweltschutzorganisationen
de facto über ein entsprechendes Klage-
recht...

Es gibt zudem keine demokratisch legiti-
mierbare Argumentation, die eine
kennung der Klagemöglichkeiten gegen-
über den anerkannten Umweltschutzor-
ganisationen rechtfertigen würde.

Den anerkannten
sationen sollte somit kurzfristig das Kla-
gerecht im Umweltbereich zuerkannt
werden. In Erwartung einer spezifischen
Gesetzgebung sollte zumindest im Rah-
men der Reform des

 eine derartige Veranke-
rung erfolgen.

Ausweitung der

kannte
nisationen

Die finanzielle Hilfestellung des Staates
für Nicht-Regierungsorganisationen im
Umweltbereich kann derzeit als beschei-
den betrachtet werden. Dabei übernimmt
ein  Ecologique z.B. in den

 Jahren verstärkt Aufgaben, die
sonder Zweifel eine
Notwendigkeit darstellen und den Mei-
nungsbildungsprozeß auch staatlicher-
seits fördern.

In diesem Zusammenhang seien ledig-
lich die zahlreichen fachlichen Gutachten
zu  angeführt, die
Beratung von betroffenen Bürgern u.a.m.

Diese Interventionen der Umweltschutz-
organisationen stellen eine Basis für
kontradiktorische Diskussionen dar,
ermöglichen sonder Zweifel den Mei-

nungsbildungsprozeß und sind als kom-
plementär zu staatlichen Aktionen anzu-
sehen.

Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip kommt
den Organisationen zudem eine zentrale
Bedeutung im Bereich der Sensibilisie-
rung der Bürger im  aber
auch von bestimmten Zielgruppen im
besonderen (z.B. der Gemeindepoliti-
ker), zu. Umweltschutzbewegungen sind
in der Tat oft näher am Bürger und
Betroffenen dran und können somit für
eine breite

Wie erwähnt ist die staatliche Hilfestel-
lung jedoch für derartige Projekte
als recht dürftig anzusehen. So verfügt
das Innenministerium scheinbar nicht
einmai über einen Budgetposten, um
Organisationen bei der Sicherstellung
von fachlichen Weiterbildungsseminaren
von Gemeindeverantwortlichen unter die
Arme zu greifen.

Entsprechend der Wichtigkeit dieser Auf-
gabe würde es dem Staat gut zu Gesicht
stehen, zumindest die materielle Organi-
sation dieser Sensibilisierungs- und Wei-
terbildungsarbeit verstärkt via Konventio-
nierung zu unterstützen.

Eine derartige Partnerschaft zwischen
Staat und Umweltschutzorganisationen
ist übrigens in anderen EG-Ländern, wie
z.B. der Niederlande, bereits gang und

Gezielte Unterstützung von
fördernswerten Projekten

Organisationen im Dritte-Welt-Bereich
wird zurecht demnächst eine finanzielle
Unterstützung bis zu 300% bei wichtigen
Projekten gewährt. Diese Vorgehenswei-
se bietet eine Reihe von Vorteilen: den
Organisationen obliegt nach wie vor die
Verantwortung für das Projektes, die
Arbeit wird auf ehrenamtlicher Basis
durchgeführt, der Staatsapparat wird von
erheblichen Arbeiten entlastet, die finan-
zielle Eigenverantwortung der Organisa-
tionen jedoch bleibt bestehen.

Eine derartige finanzielle Beteiligung des
Staates macht in der Tat vor allem des-
halb Sinn, da zahlreiche Projekte von
Nicht-Regierungsorganisationen einen
Pilotcharakter haben und dementspre-
chend finanziell kaum rentabel durchge-
führt werden können.

Es wäre deshalb ein eindeutiges Signal
im Sinne einer verbesserten Kooperation
zwischen Staat und Umweltschutzorga-

nisationen, wenn der Staat (aufgrund
konkreter, festzulegender Kriterien) bei
der Durchführung von Sensibilisierungs-
aktionen, Pilotprojekten eine

 gewähren würde. Ein entspre-
chender  sollte vom
Umweltministerium eingeschrieben wer-
den.

Jugendarbeit im Umwelt-
bereich

Die Jugendarbeit ist nicht nur das «A»
und «O»  das Überleben einer Organi-
sation - sie stellt zudem ein wichtiges
Instrument zur Förderung von seibst-
ständigen und engagierten Jugendlichen
dar. Deshalb sollte es im Sinne einer
lebendigen Demokratie sein, jedwedes
Engagement von Jugendlichen in nicht-
staatlichen Organisationen zu fördern.

Die aktuellen Gesellschaftsstrukturen
ermöglichen es jedoch kaum noch, daß
Jugendarbeit auf rein ehrenamtlicher
Basis erfolgen kann. In der Tat ist z.B.
der Angebotsmarkt für Jugendliche der-
art intensiv (gezielte Politik diverser Ban-
ken u.a.m.), daß nur eine zumindest teil-
weise professionelle Jugendpolitik eine
Chance auf Erfolg hat. Nicht umsonst
wurden in den letzten Jahren die bis
dahin überwiegend ehrenamtlich geleite-
ten Jugendhäuser mit qualifiziertem Per-
sonal besetzt.

Die Ökologiethemen nehmen gemäß
zahlreichen Statistiken einen hohen Stel-
lenwert im Interesse der
ein und ein großes Potential von

 zeigt entsprechend Sinn
für ein Engagement im Umweltbereich.

Um neben staatlichen Programmen für
Jugendliche im Umweltbereich (z.B.
Panda-Club) eine ehrenamtliche - und
vor allem eigenständige (!) - Tätigkeit
von Jugendlichen in Umweltschutzorga-
nisationen zu gewährleisten, wäre es
deshalb von oberster Bedeutung, gezielt
und prioritär seitens des Jugendministe-
riums eine Jugendarbeit in Nicht-Regie-
rungsorganisationen zu unterstützen.

Die Möglichkeiten hierzu sind
- mittels einer Konventionierung;
- durch eine gezielte Unterstützung
bestimmter Projekte;
- durch die Schaffung eines «freiwilligen
ökologischen Jahres» (analog zu
deutschsprachigen Ländern), wo vor
allem Schulabgängern die Möglichkeit
geboten wird, Berufserfahrung zu sam-
meln,
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Weiterbildung engagierter
Bürger sichern

Während Mitgliedern der freiwilligen
Feuerwehr und anderer Kreise für ihre
verdienstvolle Arbeit in  Rah-
men eine Weiterbildung - und eine
begrenzte berufliche Freistellung - aner-
kannt wird, ist dies für Organisationen im
Umweltbereich und auch in sozialen
Sparten nicht der Fall.

Eine aktive  dynamische
schaft steht und fällt allerdings damit,
inwiefern Bürgern die Möglichkeit zur
Weiterbildung gewährt wird. Wie sollen
in der Tat Bürger, die sich bereits in ihrer
Freizeit für das Allgemeinwohl einsetzen,
zusätzlich zu diesem zeitlichen Engage-
ment in ihren freien Urlaubstagen noch
eine Weiterbildung sicherstellen?

Eine Gesetzgebung , die es engagierten
Personen im sozialen und
Bereich ermöglichen würde, in einem

zeitlich begrenzten Rahmen Weiterbil-
dungskurse zu  tut deshalb not.

5. Ausweitung der Konventionierung
des Staates mit den anerkannten

 als
staatliche Gegenleistung zu deren
Beitrag, u.a. im gesetzgeberischen
und juristischen Bereich.

6. Aufbau eines staatlichen Beteili-
gungssystems (50%) an Umweltpro-
jekten von Nicht-Regierungsorgani-
sationen.

7. Prioritäre Unterstützung der
Jugendarbeit  Orga-
nisationen im Umweltbereich.

8. Einführung eines  associa-
 für die Weiterbildung von enga-

gierten Mitgliedern sozialer und öko-
logischer Bewegungen.

Forderungen
des Mouvement
Ecologique


